
AUSBLICK     
Wie Industrieunternehmen die 
Fachkräft e-Situati on einschätzen    Seite 5

DAS MAGAZIN DER INDUSTRIE April 2023

Ö
st

er
re

ic
hi

sc
he

 P
os

t A
G

, 
M

Z 
03

Z0
34

89
7 

M
Ve

re
in

ig
un

g 
de

r ö
st

er
re

ic
hi

sc
he

n 
In

du
st

rie
, 

Sc
hw

ar
ze

nb
er

gp
la

tz
 4

, 1
03

0 
W

ie
n

Neue Allianzen für 
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Die EU im Spannungsfeld neuer globaler Allianzen 
Ein Jahr nach dem Beginn des Ukrainekriegs zeichnet sich ein immer deutlicheres Bild der geopolitischen Auswirkungen ab,  
die für Exportnationen wie Österreich eine wichtige Rolle spielen. 

Rund ein Jahr nachdem Russland 
in der Ukraine eingefallen ist 
und seither einen brutalen Krieg 
führt, zeichnet sich ein immer 
deutlicheres Bild der geopoli­

tischen Auswirkungen ab. „Für Österreich 
als exportstarke Volkswirtschaft sind diese 
geostrategischen Verschiebungen von ho­
her Bedeutung für bestehende und künf­
tige Handelspartnerschaften“, sagt Michael 
Löwy, Bereichsleiter Internationale Bezie­
hungen & Märkte bei der IV. Derzeit richten 
sich alle Blicke auf China und dessen weite­
re Positionierung im Ukrainekrieg. 

Zwischen Russland und China
In der bisherigen Tolerierung des russi­
schen Angriffs durch China und Indien 
sehen Beobachter eine erstarkende Alli­
anz zwischen Russland, China und Indien 
sowie zentralasiatischen Staaten, die vom 
Wohlwollen dieser Großmächte abhängig 
sind. So wird beispielsweise kasachisches 
Öl durch russische Leitungen exportiert. 
„Von einem neuen Block zu sprechen wäre 
dennoch verfrüht“, so Löwy; das Verhält­
nis zwischen Russland und China sei seit 
Jahrhunderten angespannt. „Bei neuer In­
teressenlage könnte China eine Umkehr 
seiner Positionen einleiten und sich wieder 
dem Westen zuwenden. Russland geht ein 
deutliches Risiko ein, indem es sich von 
Europa wirtschaftlich abkoppelt und auf 
China fokussiert.“ China sei Russland nicht 
nur wirtschaftlich und militärisch überlegen 
– für China sind die USA und Europa auch 
die wesentlich wichtigeren Handelspartner. 
Bei den Importen in die EU lag China mit 
22 Prozent aller Importe 2021 auf Platz 
eins; 2022 ist das Handelsvolumen mit 
Europa zwar gesunken und jenes mit Russ­
land gestiegen, aber nach wie vor betragen 
die Exporte Chinas in die USA und nach 
Europa ein Vielfaches des Exportvolumens 
nach Russland. 

Das immer selbstbewusstere Auftreten 
Chinas sowie seine mal mehr, mal weni­
ger vorsichtige Annäherung an Russland 
lässt andere asiatische Länder aufhorchen 
und bringt sie dazu, neue Allianzen vor­
zubereiten. Mit Indien erstarkt eine neue 
wirtschaftliche Großmacht, die mittlerweile 
fünftgrößte Volkswirtschaft der Welt. Die 
Rolle Indiens könnte das Machtgefüge auf 
der weltpolitischen Bühne deutlich beein­
flussen. Auch deshalb versucht die EU, ein 
Abkommen mit Indien in trockene Tücher 
zu bringen und die neue EU-Initiative „Glo­
bal Gateway“ zu forcieren. Und nicht nur 
die EU bemüht sich um Indien: Im März 
erst warb Japans Premier Fumio Kishida bei 
einem Indien-Besuch für seine „Indo-Pazi­
fik-Vision“ – und damit um ein Bündnis für 
ein stärkeres Auftreten gegenüber China. 

Neue Partnerschaften für Europa
„Für Europa ist jetzt der richtige Zeitpunkt, 
sich um neue Handelspartnerschaften 
zu bemühen und vorhandene zu stärken 
– etwa auch jene mit den USA. Die EU 
wird einen Großteil der wirtschaftspoli­
tischen Folgen des Kriegs tragen, da ihre 
wirtschaftliche Verflechtung mit Russland 
und der Ukraine deutlich höher ist als die 
anderer Länder, die Russland ebenfalls 
sanktionieren, wie etwa die USA, Kanada 
oder Japan. Auch wird die EU bei einem 
Wiederaufbau mehr als andere beitragen 
müssen“, sagt Löwy. Gleichzeitig ist die 
Nachbarschaft Europas ein fragiler Krisen­
herd: Nordafrika, der Nahe Osten und der 
Schwarzmeerraum sind politisch und daher 
auch in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung 
instabil. Gleichzeitig bemühen sich sowohl 
Russland als auch China in diesen Regio­
nen um Verbündete. „Umso wichtiger ist 
die Stärkung von Wirtschaftsbeziehungen 
über die direkte Nachbarschaft hinaus. 
Eine große Chance als First Mover hätte 
die EU jetzt gerade in der Mercosur-Regi­

on, doch das Zeitfenster könnte sich bald 
schließen, wenn andere Player schneller 
sind“, betont Löwy. 

Energie und Rohstoffe
Ein Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen 
ist auch für die Diversifizierung der euro
päischen Energieversorgung wichtig. 
Potenzielle Partnerschaften mit Staaten 
im Nahen Osten und im Norden Afrikas 
gewinnen dadurch immer stärker an Be­
deutung für Europa und somit auch für 
Österreich als Gasdrehscheibe Europas. 
Einen ersten Schritt dahin gehend setzte 
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von 
der Leyen bereits 2022 mit der Unter­
zeichnung einer Absichtserklärung für ein 
Erdgasabkommen mit Israel und Ägypten. 
Auch österreichische Regierungsvertreter 
und Wirtschaftsdelegationen bemühten 
sich zuletzt verstärkt um Energieimport-
Partnerschaften. 
 
Im Hinblick auf die langfristige Sicherung 
der Energieversorgung Europas und Ös­

terreichs könnte auch das Projekt „East­
med“ zunehmend an Bedeutung gewin­
nen: Durch den Bau der geplanten Pipeline 
könnten ab 2027 Länder wie Israel, Liba­
non, Ägypten und Zypern Gas aus ihren 
Fördergebieten direkt in das europäische 
Netz einspeisen. Technisch taugt das Pro­
jekt später auch dazu, klimaneutralen Was­
serstoff nach Europa zu transportieren.

Auch an den Rohstoffmärkten führten 
die Folgen des Kriegs zu einer Achter­
bahnfahrt, die sich zwar zuletzt beruhigt 
hat, aber klar zeigt: Europa ist bei einer 
Vielzahl an Rohstoffen für die grüne und 
digitale Transformation abhängig von we­
nigen Lieferanten. Russland gehört global 
zu den wichtigsten Exportländern für In­
dustriemetalle – beim Export von Palla­
dium, Nickel und Aluminium ist das Land 
Weltmarktführer. Im Hinblick auf die grü­
ne Transformation muss Europa deshalb 
nun Ausschau nach alternativen Han­
delspartnern – wie etwa der Mercosur- 
Region – halten.
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GASTKOMMENTAR

Österreich muss sich um Hochqualifizierte bemühen  
Längst hat ein globaler Wettlauf um die besten Köpfe eingesetzt und Österreich liegt bei der Attraktivität  
für Auswanderungswillige nur im hinteren Mittelfeld.

Die Babyboomer gehen in Pen­
sion – und es ist ein wenig 
überraschend, dass jetzt alle so 
überrascht sind. Schließlich las­
sen sich demografische Trends 

relativ zuverlässig voraussagen. Die unan­
genehme Folge ist, dass die Bevölkerung 
in Österreich zwar weiter wächst, das An­
gebot an Arbeitskräften aber stagniert: 9,9 
Millionen Menschen werden laut Statistik 
Austria Mitte des Jahrtausends hierzulande 
leben – aber nur 4,6 Millionen werden auf 
dem Arbeitsmarkt zu finden sein, so viele 
wie im Jahr 2022. Als Hauptgrund nennen 
die Statistiker die Alterung der Gesellschaft. 

Doch die Wirtschaft wächst, und der Be­
darf an Arbeitskräften steigt, vor allem an 
gut ausgebildeten. Wer soll die Lücke fül­
len? Frauen, Ältere, Junge, so die Antwort 
der Experten. Und, weil das nicht reicht: 
qualifizierte Zuwanderer. Längst hat ein 
globaler Wettlauf um die besten Köpfe ein­
gesetzt. Die Nase vorn haben Neuseeland, 

Schweden, die Schweiz, Australien und Nor­
wegen. Sie sind laut einem OECD-Ranking 
die attraktivsten Länder für Auswanderungs­
willige, die so gut qualifiziert sind, dass ihnen 
die Welt offensteht. Österreich liegt nur im 
hinteren Mittelfeld und ist sogar zurück
gefallen – und das nicht einmal deshalb, weil 
sich das Umfeld hierzulande so verschlech­
tert hätte, sondern weil andere Länder mehr 
dahinter sind, internationalen Top-Talenten 

die besten Rahmenbedingungen zu bieten.   
Um auch das Positive zu erwähnen: Die 
Rot-Weiß-Rot-Karte, die Aufenthalts- und 
Arbeitsgenehmigung für Arbeitsmigranten 
aus Nicht-EU-Staaten, wird seit ihrer Reform 
im Vorjahr deutlich mehr nachgefragt. 2018 
wurden gut 4000 positive Gutachten erteilt, 
2022 schon gut 6000 – Tendenz steigend. 
Das ist im Vergleich zu den 109.000 Asyl­
anträgen, die voriges Jahr gestellt wurden, 
aber immer noch fast nichts, zumal ein stark 
wachsender Anteil der Asylwerber nicht 
einmal über eine grundlegende Alphabeti­
sierung verfügt, wie der Integrationsfonds 
berichtet. Und nur etwas mehr als die Hälfte 
der seit 2015 nach Österreich gekommenen 
Asyl- und Schutzberechtigten arbeitet, sehr 
oft in prekären Jobs.  

Im Umkehrschluss heißt das, dass Österreich 
zunehmend Migranten anzieht, die die Lü­
cke auf dem Arbeitsmarkt nicht füllen kön­
nen, während Hochqualifizierte, die ja be­
sonders gebraucht werden, lieber anderswo 

hingehen. Dieses Verhältnis umzudrehen 
wird eine der großen politischen Herausfor­
derungen der nächsten Jahre sein.

„Österreich zieht  
zunehmend  

Migranten an, die 
die Lücke auf dem 
Arbeitsmarkt nicht 

füllen können.“   

Die Gastkommentare in den iv-positionen stellen die Meinung der Autorin bzw. des Autors dar und spiegeln nicht 
grundsätzlich die Position der Industriellenvereinigung wider.

Jeannine Hierländer, stv. Ressortleiterin  
Wirtschaft, „Die Presse“.



3April 2023 | iv-positionen

Fo
to

s:
 

Leitartikel/Aktuelles

GRAFIK DES MONATS ZAHL DES MONATS

3.300
AKTUELLES IN KÜRZE

Aktuelle IV-Berechnungen zeigen, wie stark 
umverteilend das heimische Steuersystem 
wirkt. Am 5. April hat die IV wieder den 
„Tag der Steuerleistung“ ausgerufen: Be­
reits ab einem Einkommen von 3.400 Euro 
brutto pro Monat zählt man in Österreich 
zu den einkommensstärksten 20 Prozent 

der Steuerpflichtigen. Am 5. April hat diese 
Gruppe bereits so viel Steuern an den Staat 
bezahlt wie der Durchschnitt aller Steuer­
zahler im ganzen Jahr. Ohne sie hätte der 
Staat bereits ab April keine Einnahmen aus 
der Einkommensteuer mehr. Egal ob AHS-
Lehrerin, Mediziner oder Mechatronikerin: 

Sie leisten mit ihren Steuern gemeinsam 
mit unseren Unternehmen einen wesentli­
chen Beitrag zur Finanzierung von Schulen, 
Krankenhäusern, Straßen oder Radwegen. 
Statt alter und neuer Belastungsideen plä­
diert die IV deshalb für eine Entlastung des 
Faktors Arbeit.
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So viele Startups wurden in Österreich 
von 2011 bis 2021 laut „Austrian Start
up Monitor“ gegründet. Die Anzahl der 
Startup-Gründungen hat sich nach einem 
starken Zuwachs zu Beginn dieser Periode 
mittlerweile etwas verlangsamt; 2017 bis 
2019 hat sich die Startup-Szene auf ein 
bis heute gehaltenes Niveau von rund 360 
Neugründungen pro Jahr eingependelt. 
Insgesamt sehen die Autoren des jährli­
chen Reports – AIT, Austrian Startups und 
WU Wien – bislang keine Anzeichen, dass 
die Krisen seit 2020 zu einem Rückgang 
an Startup-Gründungen geführt haben. 

Startups werden für die Erhebung als 
Unternehmen definiert, die jünger als 
zehn Jahre sind, mit ihren Produkten, 
Dienstleistungen, Technologien oder Ge­
schäftsmodellen innovativ sind und ein 
signifikantes Mitarbeiter- oder Umsatz­
wachstum aufweisen oder anstreben.

Das einkommensstärkste Fünftel der Bevölkerung bezahlt den Großteil der Einkommensteuer

Einkommensbezieherinnen  
und -bezieher in Österreich

Gesamtaufkommen der Einkommensteuer  
in Österreich (33,4 Mrd. Euro pro Jahr)

 

Jetzt neue Abhängig- 
keiten verhindern! 
Die geopolitischen Verschiebungen durch den Ukrainekrieg  
sollten in Europa längst die Alarmglocken läuten lassen.  
Neue Chancen im Welthandel müssen wir jetzt nutzen,  
wenn wir nicht in die nächste Abhängigkeit schlittern wollen.

Der Krieg, mit dem Russland die 
Ukraine überzieht und damit 
unermessliches menschliches 
Leid auslöst, ist in erster Linie 
eine humanitäre Katastrophe. 

Wir dürfen aber nicht übersehen, dass sich 
rasant globale Machtverhältnisse verschie­
ben und sich neue Allianzen bilden. Rund 
um uns verändert sich die Welt im Schnell­
tempo. Österreich und die EU sind keine 
abgeschottete Insel, ganz im Gegenteil: Wir 
sind die, die die wirtschaftlichen Auswirkun­
gen am unmittelbarsten spüren und spüren 
werden. Neben dem Krieg in Europa sind wir 
auch in unserer Nachbarschaft, beispiels­
weise im Nahen Osten und Nordafrika, von 
Instabilität umgeben. Wir müssen den Blick 
in die Ferne schärfen, wenn es um zukunfts­
fitte globale Partnerschaften geht. 

China springt als Partner in vielen Berei­
chen gerne ein – sei es bei Rohstoffen für 
die Energiewende oder bei Stoffen für die 
Medikamentenproduktion. Man muss kein 
Forscher und Aufdecker sein, um hier die 
nächsten Gefahren einer neuen Abhängig­
keit erkennen zu können. Spätestens seit­
dem klar ist, dass China im Ukrainekrieg zwar 
(noch) keine Waffen liefert, sich tendenziell 
aber auf der Seite Russlands sieht, das es 
als Verbündeten gegen den demokratischen 
„Westen“ ansieht, sollten alle Alarmglocken 
läuten. Europa würde gut daran tun, jetzt 
bestehende Partnerschaften mit befreun­
deten Demokratien zu stärken und sich zu­
sätzliche Verbündete zu suchen. Spätestens 

in ein paar Jahren stehen wir sonst wieder 
da und beklagen wortreich, wie wichtig es 
gewesen wäre, die Quellen und Lieferanten 
kritischer Rohstoffe und Komponenten zu 
diversifizieren. 

Möglichkeiten und Chancen dazu gibt es 
für Österreich und die EU einige, wie ein 
Blick auf die Weltkarte der Verhandlungen 
zeigt (siehe Coverstory, S. 6–7). Eine der 
größten Chancen steckt in der Mercosur-
Region, wo sich durch den Machtwechsel 
in Brasilien eine historische Chance ergibt. 
Es ist angesichts der geopolitischen Ge­
fahrenlage, in der wir uns befinden, absolut 
unverständlich, dass in Österreich in diesem 
Punkt völlig undifferenziert und platt mit an 
den Haaren herbeigezogenen Argumenten 
gegen ein faires Abkommen agitiert wird 
und damit die handelsdiplomatischen Be­
mühungen der EU behindert werden. Ab­
gesehen davon, dass sich Österreich damit 
zunehmend in die Isolation begibt, zur Er­
innerung: Österreichs Wohlstand fußt auf 
dem Handel mit anderen Ländern. Jeder 
vierte Steuer-Euro wird im Export erwirt­
schaftet, der damit auch eine wesentliche 
Säule des Sozialstaats ist.

Ihr

Christoph Neumayer,
IV-Generalsekretär IV
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Die Redaktion weist darauf hin, dass Redaktionsschluss der vorliegenden Ausgabe der iv-positionen der 3. April war. 
Aktuelle Informationen über spätere Entwicklungen finden Sie unter: www.iv.at.

Aufrichtig trauern wir um 
Präsident Sen. h. c.  
KommR Dipl.-Ing. Dr. 

Richard Schenz,

der am 1. März 2023
in seinem 84. Lebensjahr 
verstorben ist.

Richard Schenz setzte als Generaldirektor 
der OMV und darüber hinaus als Unter­
nehmer, als Präsident der Industriellen­
vereinigung Wien, als Vorsitzender des 
IV-Ausschusses für Infrastrukturpolitik 
sowie als langjähriger Vizepräsident der 
Wirtschaftskammer viele Jahre lang ent­
scheidende Akzente, um den Wirtschafts­
standort Österreich weiterzuentwickeln 
und zu stärken.

Wir werden ihm stets ein ehrendes  
und dankbares Andenken bewahren!

Das Präsidium der 
Industriellenvereinigung

ZAHLEN

20 %*

77 %
25,7 Mrd. EUR

*Einkommen ab rd. 3.400 Euro brutto/Monat oder rd. 49.800 Euro brutto/Jahr 
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MINT-Regionen: Erste bundesweite  
Ausschreibung für neues Qualitätslabel
Regionale Netzwerke aus Bildungseinrichtungen, Forschung und Wirtschaft können sich bis 15. September für das  
Qualitätslabel „MINT-Region“ bewerben.

Mit einer großen Stake
holderkonferenz wurde 
kürzlich die neue bundes­
weite Initiative „MINT-Re­
gionen“ gestartet, die vom 

BMBWF, der IV, der MINTality Stiftung, der 
OeAD und der aws getragen wird. Die Haupt­
zielsetzung ist, die Kräfte aller MINT-Ak­
teurinnen und -Akteure in den Regionen zu 
bündeln – vom Kindergarten über Schulen, 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
sowie Unternehmen und Vereine bis hin 
zu Partnern aus der kommunalen Verwal­
tung. Durch den Aufbau eines faszinieren­
den regionalen MINT-Angebots entlang der 
gesamten Bildungskette soll künftig kein 
MINT-Talent unentdeckt bleiben. 

MINT-Regionen treten an, Begeisterung 
für MINT auszulösen, Zukunftschancen für 
die Jugend zugänglich zu machen und lang­
fristig ihre eigene Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhöhen. 

Sabine Herlitschka, Vizepräsidentin der IV, 
fasste die Idee hinter der Initiative auch im 
Namen der mitwirkenden Vertreterinnen 
und Vertreter der Industriefamilie zusam­
men: „MINT ist Zukunft. Egal, ob es um 
Lösungen gegen den Klimawandel, für die 
Energiewende oder die Unabhängigkeit 
Europas im Technologiebereich geht, über­
all werden heute MINT-Talente und MINT-
Wissen immer stärker nachgefragt. MINT-
Ausbildungen stecken dabei voller Chancen 
für Menschen, die selbst einen Beitrag leis­
ten wollen. Es gibt schon viele MINT-Ak­
tivitäten; auch die Industrie ist höchst en­
gagiert. In den neuen MINT-Regionen wird 
nun konkret erlebbar, was MINT-Kompe­
tenzen können, vom Kindergarten bis zum 
Technologieunternehmen. So werden aus 
MINT-Schulfächern echte ‚Schatzkisten‘ 
voller Zukunftskompetenzen!“ 

Ein neu eingerichteter „MINT-Regionen 
Service Hub“ wird künftig den Aufbau von 
MINT-Regionen unterstützen. Regionale 
Netzwerke, die bestimmte Qualitätskrite­
rien erfüllen, können sich bis 15. September 
2023 um ein neues Qualitätslabel bewer­
ben – als „MINT-Regionen“ werden sie zum 
erfolgreichen Vorbild für andere Akteure 
und erfahren hohe Sichtbarkeit als dynami­
sche und attraktive Technologiestandorte 
im Herzen Europas.

FHs: Mehr Plätze und Sondertopf für Industrie-Kooperationen
An den Fachhochschulen werden mehr Studienplätze im Digitalisierungs- und MINT-Bereich geschaffen. 14 Mio. Euro  
pro Jahr fließen zudem in Innovationen und Kooperationen mit Industrie und Hochschulen.

Martin Polaschek, Bundes­
minister für Bildung, Wis­
senschaft und Forschung, 
hat am 21. März die Aus­
baupläne für den heimi­

schen Fachhochschulsektor präsentiert: 
Der Fachhochschul-Entwicklungs- und -Fi­
nanzierungsplan sieht bis 2025/26 einen 
Ausbau von zusätzlichen 1.050 bundes­
finanzierten Studienplätzen für MINT, Digi­
talisierung und Nachhaltigkeit vor. Konkret 
werden in drei Ausbaustufen je 350 Anfän­
gerplätze geschaffen. 

Aus Sicht der IV sind das sehr positive 
Nachrichten für den Wirtschafts- und 
Wissenschaftsstandort Österreich: Vor 
dem Hintergrund des eklatanten Fach­
kräftemangels, insbesondere im MINT-
Bereich, ist das eine unverzichtbare 
und dringend notwendige Maßnahme, 

damit dem heimischen Arbeitsmarkt 
künftig mehr hoch qualifizierte Fach- 
hochschulabsolventinnen und -absolventen 
zur Verfügung stehen. Die heimische Indust­
rie rechnet mit einem Plus von 55.500 neuen 
hoch qualifizierten MINT-Jobs in Österreich 
bis 2025, fast 29.000 allein im IKT-Bereich.

Die IV hat im vorangegangenen Konsulta­
tionsprozess Ausbauszenarien für die Fach­
hochschulen eingefordert. Sehr positiv ist 
zu bewerten, dass es zusätzlich zum Ausbau 
der Studienplätze ab Oktober 2024 auch zu 
einer weiteren Erhöhung der bundesfinan­
zierten um 4,5 Prozent kommt. 

Die Ankündigung eines finanziellen Sonder­
topfs, dotiert mit jeweils 14 Mio. Euro pro 
Jahr, um Innovationen und Kooperationen 
des FH-Sektors mit Hochschulen und der 
Industrie zu ermöglichen, setzt ebenso 
eine langjährige Empfehlung der IV in die 
Tat um – denn die Fachhochschulen sind 
unverzichtbare Player der heimischen In­
dustrie in der Aus- und Weiterbildung von 
Fachkräften. Nun ist es von entscheidender 
Bedeutung, junge Menschen, insbesondere 
Mädchen und Frauen, für technische Stu­
diengänge und Berufe zu begeistern.

Bildung
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WEBTIPP
Informationen und Einreichungen  
zur ersten Ausschreibung unter  
www.mint-regionen.at.

EXPERTENMEINUNG

„Die Fachhochschulen 
sind unverzichtbare 

Player der heimischen 
Industrie in der Aus- 
und Weiterbildung 
von Fachkräften.“   

Gudrun Feucht, stv. Bereichsleiterin  
Bildung & Gesellschaft, IV.

V. l. n. r.: Ulrich Hörmann von der OeAD, Therese Niss von der MINTality Stiftung, Barbara Weitgruber vom BMBWF, Sabine Herlitschka (IV/Infineon), 
Peter Aufreiter vom Technischen Museum Wien und Edeltraud Stiftinger von der Förderbank aws. 

Thomas Welser, Welser Profile. Gerlinde Wade, Science Garden / IV-Steiermark. 
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„Fonds Zukunft Österreich“:  
Fokus auf Forschung in Zukunftsfeldern
Bis 2025 fließen über den Fonds jährlich 140 Mio. Euro in Spitzenforschung in konkreten Bereichen.  
Die Schwerpunkte für 2023 sind nun gesetzt.

Der „Fonds Zukunft Österreich“ 
ist ein Finanzierungsbaustein 
zur Ergänzung des FTI-Pakts, 
mit dem bis 2025 jährlich 
140 Millionen Euro in grund­

lagen- wie anwendungsorientierte Spitzen­
forschung fließen. Ende März haben die 
FTI-Ministerien (Wirtschafts-, Bildungs- und 
Klimaschutzministerium) die strategischen 
Schwerpunkte für 2023 fixiert. Unter ande­
rem sind Förderungen für F&E im Halbleiter­
bereich (u. a. für das Joint Undertaking „Chips 

for Europe“), künstliche Intelligenz, anwen­
dungsorientierte Grundlagenforschung (u. a. 
CD-Labors), Nachwuchsförderung sowie die 
Kofinanzierung des EU-Programms „Digital 
Europe“ vorgesehen.

Bis Mai können die Begünstigten des 
Fonds  – Wissenschaftsfonds (FWF), For­
schungsförderungsgesellschaft (FFG), Aka­
demie der Wissenschaften (ÖAW), Ludwig 
Boltzmann Gesellschaft (LBG), Christian 
Doppler Gesellschaft (CDG) und Austria 

Wirtschaftsservice (aws) – nun Vorschlä­
ge für konkrete Maßnahmen einbringen. 
Der finale Mittelbeschluss ist für Ende Juni 
geplant.

Die konkreten Ausschreibungen müssen da­
nach rasch auf den Weg gebracht werden. 
Unternehmen stehen für zwei Drittel der 
Forschungsausgaben, daher müssen auch 
wichtige Formate zur Förderung der an­
gewandten und unternehmensbezogenen 
Forschung im „Fonds Zukunft Österreich“ 

in angemessenem Aus­
maß umgesetzt werden.

ISTA-Präsident Hetzer: „Innovative  
Wissenschaft ist eine Reise ins Unbekannte“
Im Interview spricht der neue Präsident des Spitzenforschungsinstituts ISTA, Martin Hetzer, über Zusammenarbeit,  
Wissensvermittlung und Technologietransfer.

Der Molekularbiologe Martin Hetzer hat mit 
Anfang Jänner als zweiter Präsident die Lei­
tung des Institute of Science and Technology 
Austria (ISTA) übernommen. Er folgt damit 
Thomas Henzinger, der das Institut in den 
vergangenen 14 Jahren aufbaute. Bis kurz 
vor Amtsantritt forschte und lehrte der ge­
bürtige Wiener Hetzer am international be­
kannten Salk Institute for Biological Studies 
und der University of California in San Diego 
(USA). Im Interview spricht er über Spitzen­
forschung in Österreich, Technologietransfer 
und die Zusammenarbeit mit der Industrie. 

Am ISTA haben 2009 die ersten Forscherin-
nen und Forscher ihre Arbeit aufgenommen, 
heute gehört es zu den Spitzeninstituten in 
Europa. Was sind die wesentlichen Zutaten 
für den Forschungserfolg des ISTA?
Martin Hetzer: Ich würde hier sogar einen 
Schritt weitergehen: Das ISTA darf sich mitt­
lerweile zu den Spitzeninstituten weltweit 
zählen. Die Erfolgstreiber sind klar unsere 
Wissenschafterinnen und Wissenschafter 
und deren Forschung. Unsere Aufgabe als 
Institut ist, ihnen dafür das ideale Umfeld 
und vollkommene Freiheit zu bieten, für ihre 
Forschung und den regen Austausch von 
Ideen und Methoden – das trägt natürlich 
zu diesem Forschungserfolg bei. Die Inten­
tion war von Anfang an: Wir wollen aus aller 
Welt die Besten der Besten in ihrem Fach 

rekrutieren. Die Person war und ist dabei 
immer wichtiger als das Forschungsgebiet.

Was braucht es aus Ihrer Sicht dazu,  
um diese Position weiter auszubauen?
Wir führen unsere Erfolgsstrategie fort: 
Internationalität, Spitzenforschung und 
Zusammenarbeit über Disziplinengrenzen 
hinweg. Aber wir werden uns dabei in der 
Größe verdoppeln, von heute 75 auf dann 
rund 150 Forschungsgruppen und von 
heute etwas über 1.000 auf dann mehr als 
2.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
So können wir unseren Platz in der Reihe 
der Weltspitzeninstitute nicht nur festigen,  
sondern ausbauen.

Sie sind seit Jänner neuer ISTA-Präsident – 
welche Schwerpunkte wollen Sie setzen?
Meine Vision ist es, ein Wissenschaftsnetz­
werk herzustellen, in dem sich Forscherin­
nen und Forscher frei bewegen können  – 
und nicht durch Disziplinen eingeengt 
werden. Wenn man innovative Wissenschaft 
betreibt, ist das immer eine Reise ins Unbe­
kannte. Das fächerübergreifende Forschen 
ist der Schlüssel, denn wenn man sich früh­
zeitig auf ein Fach festlegt, schließen sich 
andere Türen. Diese besondere Atmosphäre 
am ISTA, dass alle Felder mit allen anderen im 
Austausch bleiben, gilt es zu erhalten, denn 
dadurch schaffen wir bahnbrechende Ent­
deckungen, die sonst nirgendwo gelingen. 
Zusammenarbeit heißt aber auch Wissens­
vermittlung und Technologietransfer; Letzte­
rer betrifft das „T“ in ISTA: Ich möchte in die 
Entwicklung von Technologien investieren, 
die uns neue Welten eröffnen können.

Das ISTA hat Signalwirkung für Technologie-
transfer aus der Grundlagenforschung.  
Bei Spin-offs gibt es in Österreich im  
internationalen Vergleich noch Luft nach 
oben. Wie können wir bei Deep-Tech-
Ausgründungen besser werden?
Wir als ISTA haben uns auch zum Ziel ge­
setzt, die bestmögliche Unterstützung bei 
der Übersetzung wissenschaftlicher Ent­
deckungen zu Anwendungen zu schaffen. 
Wo es möglich ist, werden über Tech­
nologietransferaktivitäten Partnerschaften 
mit der Industrie und ein Ökosystem für 

Innovationen aufgebaut. Wir sind über­
zeugt, so an den Lösungen der großen ge­
sellschaftlichen Zukunftsfragen mitzuwir­
ken, sei das Klimawandel, KI oder das Altern. 
Der Großteil der Ausgründungen im Bereich 
Deep Tech stammt nach wie vor aus Ameri­
ka und Asien; Österreich, aber auch Europa 
hat hier Aufholbedarf. Unsere Wissenschaft 
kann da einen wichtigen Beitrag leisten – 
dafür müssen jedoch die richtigen Rahmen­
bedingungen vorhanden sein. Akademische 
Gründungen sollten daher integraler Be­
standteil einer innovativen Forschungs
politik sein.

Was sind aus Ihrer Sicht wichtige  
Bausteine für eine erfolgreiche  
Partnerschaft mit der Industrie?
Die Partnerschaft mit der Industrie ist uns 
besonders in Hinblick auf Technologietrans­
fer ein großes Anliegen. Wir wollen auch in 

Zukunft den Austausch zwischen Industrie 
und Wissenschaft forcieren. Dazu gehört 
der wichtige Aspekt, den Gründergeist auf 
dem Campus durch Einladungen von erfolg­
reichen Unternehmern, Vorträge und Work­
shops, Business-Ideen-Wettbewerbe und 
dergleichen weiter zu fördern.

Was würden Sie sich in diesem  
Zusammenhang von technologieintensiven 
Leitbetrieben in Österreich wünschen?
Ich lade jede Unternehmerin und jeden 
Unternehmer herzlich dazu ein, uns am 
ISTA-Campus zu besuchen und mit eigenen 
Augen zu sehen, was hier gelungen ist und 
weiterhin entsteht. Die Erfahrung zeigt, dass 
sich die Leidenschaft und der Pioniergeist 
unserer Forschenden übertragen und visio­
näre Projekte geboren werden, die sowohl 
Grundlagenforschung als auch industrielle 
Verwertung voranbringen.
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Mehr Informationen zu den Schwer­
punkten im „Fonds Zukunft Österreich“.
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Mexiko ist einer der am schnellsten wachsenden Übersee­
märkte für Österreich und der wichtigste Absatzmarkt für ös­
terreichische Produkte in Lateinamerika. Rund 100 österrei­
chische Unternehmen sind in Mexiko investiert und sichern 
etwa 8.000 Arbeitsplätze vor Ort. Eine Modernisierung des 
Handelsabkommens zwischen der EU und Mexiko steht vor 
der Umsetzung.

Obwohl die USA für Europa einer der wichtigsten Märk­
te sind, gibt es bisher kein Freihandels- und Investitions­
abkommen. Aus Sicht der IV sollten rasch Gespräche 
gestartet werden. Die USA sind nach Deutschland und 
Italien der drittwichtigste Warenexportmarkt für Öster­
reich und nach Deutschland und Tschechien auch die 
drittwichtigste Destination für heimische Direktinves­
titionen. Österreichische Unternehmen sichern rund 
60.000 Arbeitsplätze in den USA und 250 der 800 Nie­
derlassungen vor Ort haben dort eine aktive Produktion.

Der Mercosur-Raum umfasst Brasilien, Argentinien, 
Uruguay und Paraguay und ist nicht nur als Ziel­
markt spannend, sondern auch als Quelle für wichti­
ge Rohstoffe für die Energiewende. Mehr als 1.400 
österreichische Unternehmen sind in den Mercosur-
Staaten aktiv. EU-Exporte nach Mercosur sichern 
32.000 Arbeitsplätze in Österreich. Der Mercosur-
Block liegt auf Platz 25 als Exportdestination öster­
reichischer Produkte.

MERCOSUR

MEXIKO

USA

689,1 Mio. Euro 
(+43,9 % im Vergleich zum Vorjahr)
Importe aus Mercosur nach AT

646 Mio. Euro  
(+ 64,9 % im Vergleich zum Vorjahr)
Importe aus Mexiko nach AT

7,168 Mrd. Euro  
(+25,8 % im Vergleich zum Vorjahr)
Importe aus den USA nach AT

1,34 Mrd. Euro  
(+44 % im Vergleich zum Vorjahr)
Exporte nach Mercosur aus AT

1,681 Mrd. Euro  
(+ 30,7 % im Vergleich zum Vorjahr)
Exporte nach Mexiko aus AT

12,915 Mrd. Euro 
(+16,3 % im Vergleich zum Vorjahr)
Exporte in die USA aus AT
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Trotz sehr überschaubarer Lieferungen von Australien 
nach Österreich ist „Down Under“ einer der wichtigs­
ten Übersee-Exportmärkte. Aktuell gibt es dort rund 
140 Niederlassungen österreichischer Firmen. Die 
Verhandlungen für ein Handelsabkommen zwischen 
der EU und Australien sollen dem Vernehmen nach 
heuer noch zu einem Abschluss kommen.

Die aktuelle Debatte um ein 
Handelsabkommen mit den 
Mercosur-Ländern in Südame-
rika richtet den Scheinwerfer 
auf das sonst oft unterbelich-

tete Thema Freihandel. Tatsächlich ist der 
Handel mit anderen Ländern das Funda-
ment für Arbeitsplätze, Wohlstand und den 
Sozialstaat in Österreich. Rund ein Drittel 
der Waren und Dienstleistungen aus Ös-
terreich werden im Ausland verkauft, damit 
geht jeder vierte Steuer-Euro auf den Export 
zurück. 1,2 Millionen heimische Arbeits-
plätze werden durch Exporte gesichert. Bar-
rierefreier Handel über die Landesgrenzen 
hinweg ist nicht selbstverständlich: Unter-
nehmen und ihre Mitarbeiter profitieren 
von Handelspartnerschaften, die Hürden 
und Barrieren beseitigen oder zumindest 
senken  – etwa im Bereich der Zölle oder 
bei technischen Normen. Die Europäische 
Union hat bereits 48 Wirtschaftsabkommen, 
die auch Handelserleichterungen umfassen, 
mit insgesamt 78 Staaten in Kraft.
 
Export-Turbo
Viele erfolgreiche Abkommen zeigen, wie 
stark die Effekte solcher Partnerschaften 
sind: Zehn Jahre Handelspakt zwischen der 
EU und Korea haben dem bilateralen Handel 
von 2011 bis 2021 ein Plus von 71 Prozent 
beschert; Österreichs Exporte nach Korea 
sind seit Inkrafttreten bis 2022 sogar um 
147,3 Prozent gestiegen, während die Stei-
gerung der Exporte weltweit im gleichen 
Zeitraum bei 77,5 Prozent lag.
 
Die Bilanz des Abkommens zwischen der EU 
und Kanada, CETA, zeigt nicht nur, dass es 
wirtschaftlich sinnvoll ist – auch die Sorgen 
der Kritiker sind nicht (!) eingetreten. Weder 
ist kritische Infrastruktur in die Hände aus-
ländischer Privatinvestoren geraten noch 
wurde der Markt in Europa mit Fleisch ein-
gedeckt, das nicht den hohen europäischen 
Standards genügt. Dafür sind die Beschäf-
tigungseffekte und ökonomischen Aus-
wirkungen deutlich: Die EU-Exporte nach 

Kanada sind seit Beginn der Anwendung von 
CETA, 2017, bis 2021 um 26 Prozent gestie-
gen. 70.000 Arbeitsplätze wurden dadurch 
laut EU-Kommission geschaffen. Österreichs 
Exporte nach Kanada sind durch CETA von 
2017 bis 2022 um 75,3 Prozent gestiegen. 
Und nicht zuletzt hilft ein Blick auf den euro-
päischen Binnenmarkt, um sich die Vorteile 
des Abbaus von Handelshemmnissen vor 
Augen zu führen: Seit Österreichs EU-Bei-
tritt haben sich die heimischen Exporte auf 
194,1 Milliarden Euro 2022 mehr als ver-
vierfacht – jene der Landwirtschaft (inkl. Le-
bensmittelverarbeitung) sogar verneunfacht.
 
„Angesichts der Neuordnung globaler geo-
politischer Machtverhältnisse sowie des 
Ukrainekriegs und diverser Konflikte in der 
europäischen Nachbarschaft ist jetzt der 
richtige Moment, bestehende Abkommen 
mit befreundeten Demokratien zu stärken 
und auf die Suche nach klugen neuen Part-
nerschaften zu gehen“, so IV-Präsident Georg 
Knill. Derzeit verhandelt die EU unter ande-
rem mit Australien, Indonesien und Indien. 
Nicht immer sind diese Verhandlungen ein-
fach; bei Indien spießt es sich bisher unter an-
derem am Klimaschutz. Die Verhandlungen 
mit Mexiko (Modernisierung des bestehen-
den Abkommens) und Neuseeland wurden 
bereits abgeschlossen, die Abkommen aber 
noch nicht umgesetzt. Ähnlich verhält es 
sich mit einem der wichtigsten Abkommen, 
jenem mit Mercosur (Wirtschaftsraum Brasi-
lien, Argentinien, Uruguay und Paraguay).
 
Mercosur: Handel und Klimaschutz
Bereits 2019 gab es eine erste Einigung auf 
ein Assoziierungsabkommen mit Mercosur, 
seither zieht sich die Umsetzung – vor al-
lem aufgrund des Widerstands einzelner 
EU-Länder, zu denen auch Österreich ge-
hört. Die Mercosur-Staaten entsprechen 

zusammengerechnet der zwölftgrößten 
Volkswirtschaft der Welt und ein Abkom-
men mit der EU würde einen der größten 
Freihandelsräume weltweit bilden. „Es ist 
gleich aus mehreren Gründen jetzt eine 
historische Chance, dieses Abkommen zu 
einem Abschluss zu bringen: Einerseits gibt 
es in Brasilien eine neue Führung, die in Kli-
maschutzfragen offener und kooperativer 
ist, andererseits wäre die EU der erste Han-
delspartner, der mit den Mercosur-Staaten 
ein Handelsabkommen abschließt. Das 
würde unseren Exporteuren einen wichti-
gen Wettbewerbsvorteil verschaffen“, so 
IV-Präsident Knill.
 
Das Abkommen könnte laut einer Analyse 
der London School of Economics and Poli-
tical Science binnen zwölf Jahren zu einer 
Steigerung europäischer Exporte in den 
Mercosur-Raum um bis zu 68 Prozent füh-
ren, bei Industriegütern sogar bis zu 94 %. 
Das Abkommen soll nicht nur die Märkte 
öffnen, es geht auch um eine verstärkte 
politische Kooperation, etwa in Menschen-
rechts-, Bildungs-, Migrations- und Um-
weltschutzfragen. Beide Vertragsparteien 
verpflichten sich im Abkommen explizit 
dazu, Arbeitnehmer- und Umweltschutz-
standards nicht zu senken. Zudem müssen 
sie das Pariser Klimaabkommen effektiv 
umsetzen, das unter anderem Brasilien ver-
pflichtet, verstärkt gegen illegale Rodungen 
im Regenwald vorzugehen. „Österreichische 
Unternehmen exportieren Klimaschutz-
technologie nach höchsten Standards und 
hätten durch ein Abkommen einen besse-
ren Zugang zu den Märkten in Südamerika. 
Gleichzeitig ist eine Partnerschaft mit Mer-
cosur auch eine Chance für Europa, sich bei 
Technologien für die Energiewende nicht in 
eine Abhängigkeit von chinesischen Roh-
stoffen zu begeben“, sagt Knill.

AUSTRALIEN

Wie positioniert sich Europa als Partner im Welthandel  
und welche Abkommen sind für die EU und Österreich am 
aussichtsreichsten?

251 Mio. Euro  
(+96,8 % im Vergleich zum Vorjahr)
Importe aus Australien nach AT

1,243 Mrd. Euro  
(+12,3 % im Vergleich zum Vorjahr)
Exporte nach Australien aus AT
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Ohne Strompreiskompensation Standortnachteile  
für Österreichs Industrie: Appell an Regierung  
Die Strompreiskompensation soll ein Abwandern der stromintensiven Industrie in Drittländer  
verhindern. Fast alle EU-Länder haben das Instrument bereits umgesetzt. 

Die fehlende Implementierung 
der Strompreiskompensation 
stellt für österreichische In­
dustrieunternehmen einen 
klaren Standortnachteil dar  – 

denn beinahe alle Länder der EU haben 
ein solches Instrument bereits umgesetzt 
und größtenteils bereits beihilferechtlich 
für die nächsten Jahre bei der Europäischen 
Kommission genehmigen lassen (siehe Kar­
te). „Die Bundesregierung muss nun rasch 
handeln, um die österreichische Industrie 
wenigstens innerhalb Europas vor gröberen 
Standortnachteilen zu schützen“, gibt Judith 
Obermayr-Schreiber, IV-Geschäftsführerin 
des Energieausschusses, zu bedenken. Der 
bereits seit vergangenem Sommer vor­
liegende Entwurf zum Strompreiskosten­
ausgleichsgesetz (SAG) muss nun endlich 
umgesetzt und als langfristiges Standort­
instrument ausgestaltet werden. Aufgrund 
unionsrechtlich vorgegebener Fristen 
drängt die Zeit, wenn das Jahr 2022 noch 
erfasst werden soll.
 
Worum geht es bei dem Instrument? Die 
Strompreiskompensation ist eine Beihilfe 
für indirekte CO2-Kosten, die seit 2013 auf 
Basis einer EU-Beihilfenleitlinie gewährt 
werden kann. Konkret wird ein Teil der CO2-
Kosten rückerstattet, die Stromerzeuger 

aus fossilen Anlagen für den Erwerb ihrer 
CO2-Zertifikate bezahlen müssen und im 
Strompreis an Verbraucher weitergeben. 
Um die Verlagerung energieintensiver In­
dustrien aufgrund dieser erhöhten indirek­
ten – weil weitergegebenen – CO2-Kosten 
zu verhindern, wurde das Instrument ins 
Leben gerufen. Der Name Strompreis
kostenausgleichsgesetz ist insofern irre­
führend, als die Strompreiskompensation 
rein auf den Schutz vor indirekter Carbon 
Leakage abzielt. Daher ist es auch nicht 
sachgerecht, eine Kombination mit Krisen
instrumenten wie dem Energiekosten­
zuschuss auszuschließen.

GARDE ZU BESUCH IM 
HAUS DER INDUSTRIE
Sicherheit durch eine starke Industrie, Si­
cherheit durch eine leistungsfähige Lan­
desverteidigung: Seit mehr als 40 Jahren 
verbindet die Garde des österreichi­
schen Bundesheers und die Industriel­
lenvereinigung eine enge Partnerschaft. 
Im März fand wieder ein Austausch der 
beiden Organisationen beim traditionel­
len gemeinsamen Mittagessen im Haus 
der Industrie statt. Im Zentrum stand die 
Sicherheit als ein entscheidender Fak­
tor für den Erfolg eines modernen und 
wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstand­
orts. Gerade in unsicheren Zeiten sei 
Krisenmanagement eine wichtige Diszi­
plin, zu der sowohl die Garde als auch 
die IV als Interessenvertretung einen 
wichtigen Beitrag leisten.

IV-PRÄSIDENT KNILL IN ROM
Im Rahmen einer Reise nach Rom traf der Präsident der Industriellenvereinigung, Georg 
Knill, unter anderem den italienischen Wirtschafts- und Industrieminister Adolfo Urso 
(im Bild links). Hauptthema des Gesprächs war die engere wirtschaftliche Zusammen­
arbeit der beiden Länder; Italien ist der zweitwichtigste Güterexportmarkt und der dritt­
größte Importmarkt für Österreich. Auch im Bereich der Energieversorgung und -sicher­
heit gibt es großes Potenzial für die Zusammenarbeit, denn der Ausbau der italienischen 
Energieinfrastruktur durch steigende Importe aus Nordafrika und Aserbaidschan und 
der Bau von zwei LNG-Terminals sind wesentliche Pfeiler im Sinne einer sicheren und 
zukunftsfähigen Energieversorgung. 

Rolle Europas auf globaler Bühne
Neben einer vertiefenden Zusammenarbeit Österreichs und Italiens war unter ande­
rem auch die Rolle Europas in einer sich stark verändernden Welt Thema der Gesprä­
che: „Europa gerät zunehmend ins Hintertreffen – wir müssen uns wieder vermehrt auf 
unsere europäische Einigkeit und Gemeinsamkeiten besinnen, denn nur so können wir 
strategisch die Herausforderungen unserer Zeit angehen und auf globaler Bühne stark 
auftreten“, sagte Knill.

Kompensation bis 2030 genehmigt

Kompensation bis 2025 genehmigt

2022 in Diskussion 

Eigenes System
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Wir müssen die Themen 
unserer Generation  
ansprechen!
Für die Ernennung zur Bundesvorsitzenden 
und das entgegengebrachte Vertrauen sei­
tens des JI-Bundesvorstands bedanke ich 
mich sehr. Mit großer Freude übernehme 
ich das Amt! Großer Dank gebührt Mat­
thias Unger, der die Junge Industrie in den 
letzten Jahren mit großartigem Einsatz er­
folgreich geführt hat. Mein Anspruch ist es, 
diesen Erfolgskurs fortzusetzen.

Apropos Erfolgskurs: Die Junge Industrie 
boomt. Einige Bundesländer verzeichnen 
Rekorde bei der Aufnahme von Mitgliedern 
sowie den Teilnahmezahlen bei Veranstal­
tungen. Der Drang, sich zusammenzuschlie­
ßen, auszutauschen und gemeinsam den 
Wirtschaftsstandort Österreich voranzutrei­
ben, ist überall spürbar. 

Das freut mich persönlich sehr, denn ge­
rade jetzt ist es essenziell, die Themen an­
zusprechen, die unsere Generation aktuell 
fordern und zukünftig beschäftigen werden. 
Die Junge Industrie kann hier die Rolle einer 
wirtschaftsliberalen Jugendvertretung ein­
nehmen. Dabei ist es für uns zentral, unter­
nehmerisches Bewusstsein bei den jungen 
Menschen zu schaffen; denn unternehme­
risch zu denken und zu agieren bringt uns 
alle weiter und muss viel stärker gefördert 
und sichtbar gemacht werden. Als Bundes­
vorsitzende möchte ich mich dafür einset­
zen, den Standort Österreich zukunftsfit zu 
machen und eine Umgebung zu schaffen, 
die es auch noch unseren Kindern und En­
keln ermöglicht, sich etwas aufzubauen. Die 
Vergangenheit hat uns leider zu oft gelehrt, 
dass Entscheidungen regelmäßig vorbei an 
den Interessen der nächsten Generationen 
getroffen werden. 

Vergangenen Februar hat sich der Bun­
desvorstand in Klausur begeben und sich 
das Thema „Nächste Generation“ zu Her­
zen genommen. Im Rahmen eines Stra­
tegieworkshops wurden einerseits neue 
inhaltliche Schwerpunkte festgelegt, an­
dererseits wurde bei bestehenden nachge­
schärft. Bildung, Nachhaltigkeit und Klima, 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie 
Generationengerechtigkeit sind die The­
men, mit denen wir uns in den nächsten 
Monaten und Jahren beschäftigen werden. 

Ich freue mich sehr darauf, mich für diese 
generationenrelevanten Zukunftsthemen 
einzusetzen und bei dieser Gelegenheit 
der Jungen Industrie eine starke Stimme  
zu geben!

Julia Aichhorn,
Bundesvorsitzende der Jungen IndustrieFo
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„Club1031“ – die jungen Wilden  
vom Schwarzenbergplatz werden 50
Aus Anlass des Jubiläums lud der Vorstand Ende Februar zu einem ganz  
besonderen Abend ein.

Der „Club1031“ hat seit 50 Jah­
ren das Ziel, die Industrie an­
zutreiben und junge und mo­
tivierte Führungskräfte sowie 
Vordenker zusammenzubrin­

gen. Im Rahmen von Clubabenden werden 
brisante und relevante Themen diskutiert 
und daraus Impulse und neue Gestaltungs­
ideen für Österreichs Wirtschaft abgeleitet. 
Der Club baut dabei auf ein buntes Portfolio 
von Vordenkern und Führungskräften sowie 
auf ein breites Netzwerk an Altmitgliedern 
wie beispielsweise Georg Kapsch, Lorenz 
Fritz oder Christoph Neumayer.

Am 16. Februar wurde das Jubiläum aus­
führlich mit ca. 150 Mitgliedern und Alt­
mitgliedern gefeiert. Im Rahmen der 
50-Jahre-Feier haben viele Altpräsidenten 
ihre Erfahrungen und persönlichen Erlebnis­
se mit dem Club1031 geschildert.

Das neue Vorstandsteam rund um Sophie 
C. Ryba hat das 50-Jahre-Jubiläum auch für 
ein Rebranding genutzt: klarer Fokus auf den 

Clubgedanken, die Vordenkerschaft und die 
Ausarbeitung von konkreten Positionen. 

Der Club1031 wird auch künftig nicht ge­
mütlich werden und hat sich zum Ziel ge­
setzt, Impulse für Österreichs Wirtschaft zu 
setzen. Der Start in die nächsten 50 Jahre 
ist geprägt von einem volatilen Umfeld und 
zahlreichen Herausforderungen für den 
Standort Österreich. Der Club1031 ist über­
zeugt, dass Österreich wieder eine europäi­
sche Führungsrolle übernehmen soll, und 
hat dabei insbesondere das Thema Green 
Tech als wichtigen Differenzierungsfaktor 
ausgewählt, mit folgenden Zielen: 

•	 Ausarbeitung einer Wasserstoff-Vision 
für Österreichs Wirtschaft. 

•	 Verstehen und Vorantreiben von wich­
tigen Elementen der Green-Tech-
Agenda, u. a. Circular Economy und 
Verpackungstechnologie.

•	 Entwicklung einer gesamtheitlichen 
Green-Tech-Agenda inklusive notwen­
diger Ausbildung, Förderung, Rahmen­
bedingungen, Innovation und Forschung. 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ute.weigand@iv.at oder  
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Wie Oberösterreich „oben“ bleibt 
Mit einer neuen Kampagne gibt die IV-OÖ Impulse für die Diskussion über den Wert von Leistung für unsere Gesellschaft  
und den Industriestandort Oberösterreich. 

Generationen von Menschen ha-
ben Oberösterreich mit ihrem 
Fleiß zu einem weltweit erfolg-
reichen Industrieland gemacht. 
Unser Bundesland soll auch in 

Zukunft „oben sein“ – dafür braucht es die 
richtigen Rahmenbedingungen und Leistungs-
anreize. Wie die Politik rasch und unkompli-
ziert Anreize für Mehrleistung schaffen kann, 
haben IV-Präsident Georg Knill und IV-OÖ-
Präsident Stefan Pierer bereits Ende 2022 im 
Zehn-Punkte-Programm „Leistung muss sich 
(wieder) lohnen“ präsentiert. Die vorgeschla-

genen Maßnahmen reichen von steuerlichen 
Anreizen für Überstunden und einen Wechsel 
von Teilzeit auf Vollzeit über Entlastungen für 
Menschen, die nach Erreichen des Pensions-
alters in Beschäftigung bleiben, bis hin zu An-
reizen zur Mitarbeiterbindung durch Vergüns-
tigungen im Bereich Wohnen.

Um unseren Wohlstand langfristig zu erhal-
ten, reichen Anreize für Mehrleistung allein 
allerdings nicht aus – es braucht ein gesamt-
gesellschaftliches Bewusstsein dafür, dass 
Engagement und freiwillige Mehrleistung 

bei entsprechender Entlohnung dafür un-
verzichtbar sind. „Leistung darf nicht länger 
als negativer Gegensatz zur wünschenswer-
ten Work-Life-Balance betrachtet werden. 
Wer bereit ist, über das Mindestmaß hin-
aus am Wohlstandsaufbau Oberösterreichs 
mitzuwirken, muss in unserer Gesellschaft 
wieder mehr Anerkennung erhalten“, fasst 
es Joachim Haindl-Grutsch, Geschäftsführer 
der IV-OÖ, zusammen.

Genau das ist der Grundgedanke hinter der 
diesjährigen Kampagne der IV-OÖ: Leistungs-

träger und ihre Beiträge zum Wohl unserer 
Gesellschaft sollen im positiven Sinn ins Ram-
penlicht gestellt werden. Verknüpft werden 
die Positivbeispiele mit Forderungen an die 
Politik, um gleichzeitig auf die gesetzlichen 
Hürden hinzuweisen, die Leistungsträgern in 
Österreich aktuell in den Weg gestellt werden. 
Ausgerollt wird die Kampagne in zwei Wellen: 
Die erste (im März gestartete) Welle findet 
ausschließlich online statt und setzt stark auf 
den Dialog mit der Bevölkerung. Dabei wurde 
mittels Umfrage auch ein Status quo der aktu-
ellen Leistungsdebatte im Land erhoben.



11April 2023 | iv-positionen

OBERÖSTERREICH

 

Wer sind die Leistungsträger  
in Oberösterreich? 

Leistungsträger sind jene Perso-
nen, die über das nötige Mindest-
maß hinaus bereit sind, am Erhalt 
und Ausbau des Wohlstands in 
unserem Land mitzuwirken. Viele 

Menschen in Oberösterreich sind enorm 
ehrgeizig und leistungswillig. Im Rahmen 
der Kampagne wurden drei Hauptgruppen 
definiert, für die sich Leistung aktuell zu 
wenig lohnt:

Mehrarbeit ist Leistung: 
Viele motivierte Erwerbstätige in Oberös-
terreich arbeiten Vollzeit und bilden sich 
weiter, um den nächsten Karriereschritt zu 
machen, oder leisten Überstunden, wenn 
kurz vor Feierabend ein komplexes Prob-

lem zu beheben ist. Belohnt werden dafür 
in Österreich jedoch nicht die Leistungs-
willigen, sondern der Staat – mit der Ein-
führung eines Freibetrags für Vollzeitarbeit 
sowie einer Erhöhung der Anzahl begüns-
tigter Überstunden kommt der Lohn für 
Mehrleistung wieder dort an, wo er soll.

Familie und Beruf  
vereinen ist Leistung: 
In Österreich arbeiten Eltern weitaus öfter 
in Teilzeit als im Rest der EU. Die Politik 
muss Rahmenbedingungen schaffen, die 
Arbeit und Familie für beide Elternteile 
vereinbar machen. Rasch umsetzbare Maß-
nahmen wären die Erhöhung der Grenze 
für den begünstigten Zuschuss zur Kinder-

betreuung auf 3.600 Euro und die Anhe-
bung des Kindesalters auf 14 Jahre.

Im Alter engagiert 
bleiben ist Leistung: 
Personen, die das Regelpensionsalter er-
reicht haben und dennoch weiterarbeiten, 
sind Leistungsträger im doppelten Sinn: Sie 
verfügen über einen enormen Erfahrungs-
schatz, den sie in ihre Arbeit einbringen und 
an junge Kollegen weitergeben können; zu-
dem haben sie mit ihren Steuerabgaben über 
die gesamte Lebensarbeitszeit hinweg einen 
wesentlichen Beitrag zum Erhalt unseres 
Sozialsystems geleistet. Diesen Menschen 
weiterhin Beiträge zur Pensionsversicherung 
abzuverlangen ist respektlos.

Überarbeitung des 
Pakts notwendig
Struktur und Inhalt stammen aus 
der Zeit steigender Arbeitslosigkeit 
und müssen in das neue Zeitalter des 
Arbeitskräftemangels übergeführt 
werden.

Das strategische Programm „Arbeitsplatz 
Oberösterreich“ bildet seit 2012 den lang-
fristigen Handlungsrahmen für die Arbeits-
marktpolitik und die Fachkräftesicherung im 
Bundesland. Die Vision ist ein Arbeitsmarkt, in 
dem alle Personengruppen in hohem Maß am 
Erwerbsleben beteiligt sind und in dem die von 
der oberösterreichischen Wirtschaft benötig-
ten Fachkräfte verfügbar sind. Dem Erreichen 
dieser Vision dienen strategische Oberziele, 
die sich an drei für die Fachkräftesicherung 
wesentlichen Potenzialen orientieren: be-
darfsgerechte Qualifizierung, Aktivierung des 
vorhandenen Arbeitskräftepotenzials sowie 
Gewinnung und Bindung von Fachkräften.

Der Arbeitskräftemangel im Industrieland 
Oberösterreich ist enorm und wird sich auf-
grund der demografischen Entwicklung weiter 
verschärfen. Dienstleistungseinschränkungen 
in der Medizin, der Pflege, in den Schulen, in 
Hotellerie und Gastronomie sowie Produk-
tionsverlagerungen der Industrie ins Ausland 
sind bereits Realität und müssen in weiterer 
Folge unbedingt vermieden werden. Zusätz-
lich werden technologische Entwicklungen im 
Zuge der Twin Transition von Digitalisierung 
und Dekarbonisierung enorme Bedarfe an 
richtig qualifizierten Arbeitskräften auslösen.

Der Pakt für Arbeit und Qualifizierung muss 
als zentrales Instrument der oberösterreichi-
schen Arbeitsmarktpolitik dieser Entwicklung 
Rechnung tragen und einerseits jährlich flexi-
bel an die jeweilige wirtschaftliche Situation 
am Arbeitsmarkt sowie andererseits an die 
längerfristigen Entwicklungen und Trends an-
gepasst werden. Keinesfalls darf es ein ständi-
ges Fortschreiben des bestehenden Systems 
geben, welches – egal ob Rezession oder 
Hochkonjunktur – immer ähnlich hohe Sum-
men für unveränderte Maßnahmen fördert. 
Betriebe suchen händeringend nach Perso-
nal; sie brauchen heute und in Zukunft zur 
Unterstützung ein innovatives, flexibles und 
passgenaues Paket an Fördermaßnahmen bei 
der Suche und Qualifizierung von Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeitern.

Ihr 
Stefan Pierer,
Präsident der IV-Oberösterreich
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Österreich in der Teilzeitfalle
Vor über 20 Jahren wurde in Österreich die letzte Netto-Vollzeitstelle geschaffen – wir hängen also schon längst in der Teilzeitfalle.  
Wie Österreich sich wieder daraus befreien kann, diskutierte Agenda-Austria-Direktor Franz Schellhorn mit Laura Wiesner  
(Wiesner-Hager Möbel) und IV-OÖ-Vizepräsident Thomas Bründl (starlim-sterner).

Schellhorn betonte, dass der Rück-
gang der geleisteten Arbeitsstun-
den pro Kopf in Österreich kein 
neues Phänomen sei, sondern 
langfristiger Trend. Statt Arbeitszeit

verkürzungen zu fordern, gelte es, den stei-
genden Arbeitskräftemangel zu thematisieren. 
Schellhorn erwähnte mit etwas Zynismus, 
dass es in Österreich zum Thema Arbeitszeit 
fünf Linksparteien gebe: „Arbeit gilt in Öster-
reich als ‚Haftstrafe‘, wo 40 Jahre genug sind.“

Eine Erkenntnis ist, dass Österreichs steigen-
de Beschäftigtenquote ausschließlich auf Teil-
zeitarbeit zurückzuführen ist. Netto wurde seit 
20 Jahren keine Vollzeitstelle mehr geschaf-
fen; die Teilzeitquote stieg von 2004 bis 2022 
von knapp 20 auf über 30 Prozent. Unter den 
erwerbstätigen Frauen stellen Teilzeitbeschäf-
tigte mittlerweile sogar die Mehrheit (50,7 %). 
Eine zweite Erkenntnis lautet, dass fehlende 
Kinderbetreuung allein nicht der Grund dafür 
ist: Während in Österreich in rund 30 Prozent 
aller Fälle beide Elternteile eines Kindes Voll-
zeit arbeiten, sind es in Dänemark 70 Prozent. 
Für Schellhorn liegt die Ursache darin, dass 
Österreichs Bildungssystem auf Betreuung 
durch ein Elternteil zumindest bis zum 15. Le-
bensjahr ausgerichtet ist.

Falsche Anreize
Zusätzlich zu Eltern mit Betreuungspflichten 
gebe es drei weitere Gruppen, die vermehrt 
Teilzeit arbeiten: Menschen, die aus gesund-
heitlichen Gründen nicht mehr arbeiten kön-
nen, jene, die sich Teilzeit leisten können, und 
„Menschen, die rechnen können“, wie Schell-
horn sarkastisch erwähnt. Nur in Spanien und 
Belgien bliebe weniger Nettolohn übrig, wenn 
Teilzeitarbeitende ihre Stunden aufstocken; ge-
ringfügige Beschäftigung sei der größte Anreiz: 
Bei einem vorigen Einkommen von 3.000 Euro 
brutto müsste man zumindest 29 Wochen-
stunden arbeiten, um netto mehr zu erhalten 
als ein geringfügig beschäftigter Empfänger 
von Arbeitslosengeld. Die Folgen falscher An-
reize sind schon heute spürbar: Rund 220.000 
offene Stellen können aktuell nicht besetzt 
werden, und auch, wenn man eine freie Stelle 
besetzen kann, dauert das im Schnitt 70 Tage. 
Immer mehr Unternehmen müssen daher Auf-
träge ablehnen oder erwägen, Kapazitäten ins 
Ausland zu verlagern. IV-OÖ-Vizepräsident 
Thomas Bründl betont, dass dies ab einem 
gewissen Punkt unvermeidbar werden könn-
te: Wenn Wachstum in Österreich nicht mehr 
möglich sei, müsse man diese Schritte setzen. 
Laura Wiesner, Geschäftsführerin von Wies-
ner-Hager Möbel, betonte zudem, dass gerade 

produzierende Unternehmen in der Arbeitszeit-
debatte eine Verantwortung gegenüber ihren 
Fertigungsmitarbeitern hätten: Diese können 

ihre Arbeit nicht im Homeoffice verrichten, man 
dürfe sie bei der Entwicklung neuer Arbeitszeit-
modelle jedoch nicht zu sehr benachteiligen.

V. l. n. r.: IV-OÖ-Vizepräsident Thomas Bründl, Laura Wiesner, Franz Schellhorn und IV-OÖ-Geschäfts
führer Joachim Haindl-Grutsch.

DIE ZEHN GRÖSSTEN BAUSTELLEN AM ARBEITSMARKT:

Der Arbeitskräftemangel bleibt heute und 
in Zukunft das dominierende Thema und die 
Achillesferse für Oberösterreich. Die Rah-
menbedingungen für Arbeit und Leistung in 
Österreich sind aus der Zeit gefallen und ge-
hören dringend an die Herausforderungen 
unserer neuen Arbeitswelt angepasst, wie die 
nachfolgenden zehn Punkte deutlich machen:

1.	 Sinnkrise einer Freizeitgesellschaft: 
Viel zu oft dominiert in der öffentlichen 
Diskussion das Arbeitsleid, als ob das Ar-
beitsleben so schnell wie möglich hinter 
uns gebracht werden müsste. Die Sinn-
stiftung muss wesentlich stärker in den 
Mittelpunkt gerückt, Qualifizierung und 
Aufstieg belohnt werden.

2.	 Mehr Arbeit als Menschen: Die Angst 
vor sinkenden Chancen am Arbeitsmarkt 
ist völlig unbegründet. Niemand nimmt 
in Österreich jemandem die Arbeit weg; 
weder der Roboter dem Menschen („Ma-
schinensteuer“) oder Ältere den Jünge-
ren noch Ausländer den Inländern. Im 
Gegenteil müssen alle Potenziale genutzt 

werden, damit der Wirtschaftsstandort 
Österreich zukunftsfähig bleibt. Die Um-
verteilung von Arbeit ist generell im Zeit-
alter der Fachkompetenz nicht möglich. 

3.	 Arbeit und nicht Arbeitslosigkeit för-
dern: Arbeitslosigkeit muss durch Job-
vermittlung und Qualifizierung rasch 
beendet werden. Es braucht stärkere 
Anreize zum Wiedereinstieg in den 
ersten Arbeitsmarkt (degressives Ar-
beitslosengeld) anstelle von staatlicher 
Förderung von Arbeitslosigkeit und ge-
ringfügiger Beschäftigung.

4.	 Wer rechnen kann, reduziert Stunden: 
Österreich ist zur Teilzeitrepublik ge-
worden. Seit 20 Jahren wurde in Öster-
reich netto keine Vollzeitstelle geschaf-
fen. Jeder, der es sich in Österreich 
leisten kann und nachrechnet, zieht aus 
steuerlichen Gründen Teilzeit der Voll-
zeit vor. Österreich liegt auf dem dritt-
letzten Platz beim Nettoeinkommens-
zuwachs bei Ausweitung der Teilzeit.

5.	 Ausbau der Kinderbetreuung nur Teil-
aspekt: Der Ausbau der Kinderbetreu-

ung ist wichtig, löst aber das Teilzeit-
problem bei Frauen nicht. Auch in Wien 
steigt beispielsweise die Teilzeitquote 
trotz voll ausgebauter Kinderbetreuung.

6.	 Mehrarbeit ist Dienst am Staat: Ge-
leistete Überstunden werden viel 
zu hoch besteuert. In Zeiten akuten 
Arbeitskräftemangels dürfen jene, die zu 
Mehrleistung bereit sind, nicht bestraft 
werden. Aktuell lohnt sich Mehrleistung 
in Österreich nur für das Finanzamt.

7.	 Generelle Arbeitszeitverkürzung  wäre 
Schuss ins Knie: Eine generelle Ar-
beitszeitverkürzung (mit vollem Lohn-
ausgleich) bei Vollzeit auf 32 Stunden 
wäre fatal für den heimischen Standort. 
Schon jetzt fehlen die Arbeitskräfte in 
allen Bereichen, eine Verkürzung würde 
mehrere Hundert Millionen geleisteter 
Arbeitsstunden pro Jahr wegfallen las-
sen, für die es niemanden gibt, der sie 
leisten könnte. Der Wohlstand in Öster-
reich würde erodieren, die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit ginge verloren.

8.	 Systemerhaltung Schule: Das Schul

system ist zu sehr mit der Verwaltung 
und Erhaltung des bestehenden Systems 
beschäftigt als damit, junge Menschen 
für Zukunftsberufe zu qualifizieren. Mo-
dernisierung und Weiterentwicklung in 
allen Bereichen des Lernens sind drin-
gend erforderlich, Leistung muss sich 
auch für die Pädagogen lohnen.

9.	 Arbeiten im Alter unerwünscht: Frei-
williges Weiterarbeiten nach Erreichen 
des Regelpensionsalters wird bestraft 
statt gefördert. Ein wesentliches Poten-
zial für den Arbeitsmarkt bleibt damit 
ungenützt.

10.	 Diskussion des Pensionsantrittsalters 
gecancelt: Ausbildungsdauer und Le-
benserwartung sind stark gestiegen, 
das faktische Pensionsantrittsalter liegt 
weiterhin deutlich unter dem gesetz-
lichen. Auch eine Diskussion über eine 
längst erforderliche Anhebung des ge-
setzlichen Pensionsantrittsalters findet 
nicht statt, obwohl die Finanzierung des 
Pensionssystems in Zukunft den Staats-
haushalt massivst belasten wird.

Ist es sinnvoll, mehr zu arbeiten?
– Nettoeinkommenszuwachs durch die Ausweitung der Teilzeit, in Prozent
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